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Anlage 29.

oti ve
zum Entwürfe eines VII. Nachtrages zum revidirten Reglement für die Feuer-Societät

der Rheinprovinz vom 1. September l852.

Die Fassung des ß. 12 im ersten Absätze ist vielfach fiir Publikum und die Bürgermeister
der Provinz Anlaß zu der irrthiinilichenMeinung gewesen, daß Aufnahmen neuer Versicherungen
und Erhöhungen oder sonstige Veränderungen bestehender Versicherungenmir niit Bcgiuu des fol>
gcnden IahreS stattfinden konnten. Es darf daher nicht auffallen, daß Agenten von Privatgescll
schafteuerfahrungsmäßig mit der gleichen Interpretation deö tz- Erfolg haben nnd der Societät
Versicherungenentziehen. Die vorgeschlagene neue Fassung soll den Nebelstandheben und bedarf
einer besondern weiteren Erläuterung nicht.

Nach ß. 5N des Reglements für die Rheinische Provinzial-FencrSocietät von: 1. Tep-
tembcmber 1851 erfolgt die Zahlung derBrandvergütnngsgcldcr au den Arandbefchädigte»erst auf
seine Erklärung, daß er das beschädigte Gebäude wieder herstellenwolle, in Viertelraten nach Maß'
gäbe der Wiederherstellung;nach den ßtz- 58 und 59 verliert der Beschädigte sein Anspruchsrecht
an die noch nicht gezahlten Entschäbignngsgelder,wenn der Wiederaufbau nicht innerhalb zehn
Jahren vollführt ist, falls nicht von dem Wiederaufbau iu vorgefchriebener Weise dispcnsirt ist,
und uach ß. <!2 hat jeder Associirte in der Regel die Verpflichtunggegen die Gesellschaft, das
abgebrannte Gebäude auf demselbeu Gruudstücke wieder Hermstellen uud uur unter dieser Bedingung
auf die Auszahlung der Vergütnngsgelder Anspruch, Wünscht er von dieser Verpflichtungoder
überhaupt vom Wiederaufbau cntbuudcu zn werden, so hat er solches unter Anführung der dafür
sprechenden Gründe dem Bürgermeister zn erklären, die Zustimmung der etwaigen Hypothekargläu-
biger oder die Hypotheteufreiheitnachzuweisen, worauf der Bürgermeister das Gesuch mit seinein
nnd dem Gutachten des Sammtgemeiuderaths der Regierung vorzulegenhat, welcherdie schließliche
Eutscheidung über dasselbe zusteht.

Bei diesen Bestimmuugcn ist von dem Principe ausgegangen, daß die öffentlichenSocietäten
nur den Zweck haben könnten, den Nahrungszustand des Versicherte» zu erhalten und denselben
gegen die Folge» des Vrandunqlücks zu schützen, daß daher der Eintritt ihrer Wirksamkeit
dara n z u t n ü Pfe» fei, o a ß das d » r ch F e»e r z erstörte Objcct wieder hcrgestel < t
werd e. Gleichzeitighabe» diese Bestimmungendie praktische Bedeutung, daß sie daS
Versichcrnngögeschäft mit dem Versicherten durch die Wied eranfbanpflich t
möglichst ans dem Kreise der Specnlation fern halten und weniger Anreiz
zu Brand stiftuugeu bieten.

Die Privat-Versichernngsgrsellschafte»,welche auf Specnlation beruhe», habe» ähnliche
Bestimmungenin ihren staatlich genehmigtenStatute» »icht uud es wird bei ihuen dieses
Mittel, Spec»latio»sbrände z» verhindern, thatsächlich entbehrt. Der Ab¬
weichung von den Prinzipie» der öffentliche» Socictäten liegt die Erwägung zn Gründe, daß der¬
artige Bestimmungen, welche die freie Disposition des Versichertenwesentlich beeinträchtigen,über¬
dies Zinsverlilste und mamn'gfachr Schwierigkeit mit sich führen, fiir das Versicherungnehmende
Publikum zulässig siud uud daß audererscitS das ci»zig wirtsamste Mittel
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gegen Brandstiftung in einer eracten »nd nmsichtigeu Verwaltung, uameut-
lich in zweckmäßigen Maßnahmen und deren genauen Beobachtung gegen
Ucbervcrsicherungen zu suchen sei.

Von mehrfachenSeiten, namentlichanch ans Kreisen der Herren Bürgermeister als Local-
agenten der Societät ist die Anregung erfolgt, iu dieser Hinsicht den Weg der Privat-Oesellschafteu
zu betrete», uud die Wiederaufbaupflichtabgebrannter oder beschädigter Gebäude fallcu zu lassen,
soweit nicht im Interesse des Nealcredils hypothekarische Verbindlichkeitenfür Beibehaltung der¬
selben sprechen.

Der Hauptzweck der öffentlichen Versicheruug, die Erhaltung des Rahrungszustaudcs des
Versicherten wird vollständig erfüllt durch die Hergäbe der Mittel zur Wiederherstellungdes zer-
störten Objects, — der Versicherungssumme. Erfahruugsmäßig wird die überwiegendeMehrzahl
der abgebrannten Gebäude auch wieder hergestellt, nnd zwar nicht etwa lediglich in Folge der
Zwangspflicht zum Wiederaufbau, welche die Feuer-Societät aufgestellthat, sondern in Folge der
Natur der Sache, weil die vielfachste» Verhältnisse den Vrandbeschädigten znr Wiederherstellung
der Gebäulichteitcnzwingen. Es ist anzunehmen,eaß eine vergleichende Statistik bei den Privat¬
gesellschaften, welche die Wiedcranfbanpflichtnicht auferlegen, dieselbe Zahl der wiederaufgebauten
Gebäude ergeben würde. Einer Vorschrift,daß wieder aufgebaut werde» müsse, bedarf es sonach
an sich nicht. Dazu kommt, daß erfahrungsmäßig in fast allen Fällen Seitens der Rcgicruugeu
vou dein Wiederaufbau dispensirt wordcu ist, iu denen darum nachgesucht wurde. Von 1860 —
1872 sind 893 Dispeusatiouen ertheilt und nur in drei Fällen ist die Dispensation versagtworden.
Es wird nicht behauptet werden können, daß hierbei zu nachsichtigverfahren worden; es werden
schon sehr gewichtigeuud besonders eigenthümlicheUmstände vorliegen unisseu, wenn man mit
Gruud sich dazu sollte cutschließenkönnen, den Beschädigtengegen seinen Willen zum Wiederauf¬
bau zu zwingen. Die Zwangspflicht, wie sie besteht> entsprichtdaher dem ihr beigelegten Zwecke
nicht uud ihre Folge ist uur, daß das Publikum iu ihr und den damit in Vcrbiuduug steheudeu
Bestimmuugeu lediglich eine Belästigung sieht, die Schwierigkeiten unaugenehm empfindet,weuu
auders, kleiner, oder auf audcrc, besser geeignetenGrundstücke gebaut werden soll und man sich
außer den vielfachenSchwierigkeitenund Weiterungen immer noch der uugewifscnGnade der Re¬
gierung gegenübergestellt findet, wenn diefe anch der Regel nach geübt wirb.

Als Mittel gegen Speculatious-Brandstiftnugeu hat die Zwangspflicht zmu Wiederaufbau
auch nur mehr eine uutergcorduete Bedeutung, nachdem eine Meuge Privat-Versicheruugsgesell-
schafteu entstandensind, die sämmtlichdieses Mittels entbehren. Wer in dieser Richtung böswillig
sein Null, darf nur zu eiuer Privatversicherungsgesellschaftgehen, wird übrigens anch, wie die Er-
fahrung lehrt, an dem Wiederaufbau vorbeizukommen wissen. Danu aber gibt es einestheilsanch
so viele specnlativeBrandstifter nicht, um das gauze übrige Publikum zum Rachtheile der Societät
mit der erheblichen Belästigung des Zwanges und der Maßregeln zur Erlauguug der Dispensation
zu belasten und es so der Societät zu entfremden; anderntheil« ist das einzig wirksamste Mittel
den Anreiz zur Brandstiftuug fern zu halte», die vorsichtige uud genaue Behaudluug des Vcrsichc-
rungsgcschäftes,die genaue Prüfnng der Versicherungsanträgeder einzelnen Eigenthümer und gcmzcr
Gegendeubezüglich der Höhe der Versicherungenznr Vermeidung vou Ucberversicheruugcn uamcnt-
lich wenn Anlaß zur Anzweiflungder Moralität des Versicherndenvorliegt, aber die Ausschließung
nicht, wie bei den Privatgesellschaften,erfolgen dnrf.

Diese Erwägungen dräugcu dazu, die Wiederaufbaupflichtder R-cgel nach falteu zu lassen,
zumal sich an diefelbe verschiedene »'eitere uuaugcuehm empfundeneUmständeknüpfen, wie die Er¬
hebung der Entfchäoigungsgelderiu 4 Raten, wozu jedesmal noch ein Attest des Bürgermeisters
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extraHirt werden muß, ferner die mit dein Ratenempfaug verbundenen Zinsverluste :e., Umstände,
die ebenso wie die vorbereiten Momente Seitens der Agenten der Privatgesellschaften lebhaft nnd
mit Erfolg ausgebeutet werden, um der Societät die bessern Risikos zu entziehen, ungeachtet sie in
ihren sonstigen Bedingungen günstiger, als die Privatgesellschaften, ist und ihr wegen ihrer Solidität
der Borzug gegebcu würde.

Die sämmtlichen Landräthc der Provinz, welche hierüber angehört worden sind, haben,
vielfach nntcr vorheriger Einholung der Aeußerungen der Bürgermeister, sich denn auch einstimmig
für die Anfhcbnug der Zwangspflicht ausgesprochen.

Einer besonderen Erwägung bedarf sodaun die Frage, welche Ausnahme von der allgemeinen
Regel des Anfgcbeus der Wiedcranfbaupflicht im Interesse des Reallredits zu Gunsten der Hypotheken«
gläubiger zu statniren sein möchte. In dieser Beziehung ist vou einer Seite vorgeschlagen worden,
die sofortige Auszahlung der Brandentschädigung nach dem Wegfall der Wiedcraufbaupflicht noch
an den Nachweis zn knüpfen, daß weder Legal- noch inscribirtc Hypotheken vorhanden seien oder
die Gläubiger einwilligten, sodaß das Interesse aller Hypothetengläubiger in vollkommenster Weise
gewahrt werde. Diese Forderung würde die Societät offenbar sehr schädigen und viel zu weit
gehen. Denn der Versicherte müßte z. B. die Zustimmung aller Hypothcleugläubiger, der Ehefrau
oder fofern er eine Vormundschaft führt, des Familienraths nnd häufig alle diefe Nachweise zugleich
beibriugeu. Alle diese Förmlichkeiten und Weiterungen werden den Versichernden, namentlich wenn
er Vormundschaften hat, mehr von der Societät abschrecken,als es die Wiederanfbaupflicht jemals
gethan hat. Zudem würde sich die Socictätsdircction den subtilste« Frageu des Hypothekenrechts
gegenüber sehen, bei denen cS ihr schwer würde, die Societät immer vor empfindlichen Verlusten
zu schützen. Es würde aber auch eine nicht zu rechtfertigende Belästigung des hhpothekenfrcien
Eigcnthümcrs sein, im Interesse aller erdenklichenHypothetengläubiger seine Freiheit von Hhpothcten
zu beweisen, während jeder Hypothetengläubiger das Recht hat, mich §.11 des Reglements seine
Hypothek im Versicheruugs-Kataster eintragen zu lassen und sich gegen Nachtheile beim Brcmd-
unglücke zn schlitzen. Diese Bestimmung lautet wie folgt:

ß. 11. Indessen foll fortan jeder Hypothck-Glänbiger, für dessen Forderung ein bei der Pro-
vinzial-Fencrversichcrungs-Societät versichertes Gebäude verhaftet ist, berechtigt seiu, sein
Hypothctenrecht im Feuer-Societäts-Kataster vermerke» zn lassen, und es ist alsdann
die das Kataster führende Behörde nicht allein zu diesem Vermerk, sondern auch dazu
verpflichtet, die geschehene Eintragung desselben auf dem Schuld-Iustrumcnt selbst zu
bescheinigen.

Ein solcher Vermerk kann alsdann nicht anders gelöscht werden, als wenn der
Beweis über geschehene Tilgung der Schuld oder die ansdrückliche Einwilligung des
Gläubigers beigebracht wird, und bis dahin ist in Beziehung auf ein solches verpfäm
dctes Gebäude kein Austritt aus der Provinzial-Feucrversichenmgs-Soeietät zulässig.
Vermerke dieser Art sollen zugleich sekretirt und die Kataster dürfen demnachmir solche»
Pcrsoueu vorgelegt werden, welche ein Interesse znr Einsicht nachweisen können.

Dieser Möglichkeit des Hypothekenglanbigers seine Rechte zu wahren, gegenüber, würde
es ganz uuerfiudlich sein, mit welchen! Grunde der Zweckmäßigkeit man dein Versicherten, der keine
Hypothek hat, die Pflicht auferlegen könnte, dies nachzuweisen, zumal dieser Nachweis im Gebiete
des rheinischen Rechtes mit nicht geringen Schwierigkeiten verbunden ist und den verschiedensten
Ausstellungen unterworfen werden tonnte nnd müßte. Es leuchtet daher eiu, daß nnr diejenige»
Hypothekengläubiger eine Berücksichtigung ihrer Interessen, anch im Interesse des Rcalkreditcs der
Versicherten, die Hypothekenschnldeu habeu, verdieucu, welche deu Vermerk im Versichermigs-Kataster
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beantragt haben. Eine zweite Frage entsteht sodann, inwieweit diese eingetragenenHypotheken-
gläubiger zu berücksichtige«seien.

Von einer Seite ist es für ausreichend erachtet wordeis, in dieser Beziehung den bisher
für den Fall der Eutbiudnng vom Wiederaufbau vorgeschriebenenModus (Z. 59 Alinea 2) festzu-
setzen, welcher lautet:

„Wird aber von der Wiederherstellungüberhaupt oder auf der nämlichenBanstelle
dispensirt (§§. 62 uud 63), so muß deu im §.11 bezeichueten Hypothetgläubigeru
gleichzeitig davon Nachricht ertheilt uud kaun eine Zahlung au deu Versicherten keines¬
falls eher, als vier Wochen nach Abgang dieser Benachrichtigung geleistet werden.
Seine Rechte demgemäß wahrzunehmen, bleibt jedem solchen Gläubiger selbst überlassen."

Der Vertreter dieser Ansicht ist der Meinung, daß die Societät genug gcthau habe, wenn
sie dem Hypothekar Gläubiger zur Wahrung seiner Rechte Mittheilung gemacht habe und die Aus¬
zahlung der Vergütuugsgcldcr nicht vor Ablauf einer bestimmtenFrist nach dieser Mittheilung
veranlasse. Allein hiermit dürfte dein Hypothekarglänbigerdenn doch sehr wenig gedient sein, wenn
andere Gläubiger mit ihm eoncurrirru. Im Bezirke des Rheinischen Rechtes uud ebenso in den
Theilen der Provinz, in denen das PreußischeLaudrechtgilt uutcrliegt es zur Zeit keinem Zweifel
mehr, baß die Vorzugsrechteder Hypothekarglänbigerauf die für eiu abgebranntes Gebäude zu
leistende Entschädigungssumme uicht übergehe«, jedenfalls nicht, wenn nicht dieses Recht aus einer
spezielle« Vestimmuug des Reglements einer öffentliche«Societät hergeleitetwerden kann. Art. 2118
des <ü. L. sagt: „Gegenständeeiner Hypothek können nur sein 1. ««bewegliche Güter, welche im
Verkehr sind und deren Znbehör, welches für unbeweglicherachtet wird, 2. der Nießbrauch lc."
u«d der Rheinische Nppellationsgcrichtshofhat den Grundsatz eonscquent aufgestellt, daß die Braud-
entschädignngsgelder eine immobilare Natur uicht habeu, also uicht an Stelle des verhypothecirle«
Gebäudes trete«. Das AllgemeineLandrccht bestimmt in Tit. 16 ß. 2 und 3:

„ß. 2 der gänzliche U«terga»g einer Sache hat von selbst de« Verlust aller darauf haf¬
tende« Rechte zur Folge."

ß. 3. Cutsteht jedoch aus der uutergegaugeneuSache eiue andere, so gehen alle Rechte,
die ans jener hafteten, auch auf diese über, iu so weit sie darauf ausgeübt werden lonueu."

Diese Bestimmungensind in den neuestenEntscheiduugeu des Obertribuuals iu demselben
Siune aufgefaßt, wie die Bestimmung des Rheinische« Rechtes durch den Apellhof ausgelegt ist.
Auch der zweite» Bestimmung (8- 3) des ^andrcchts kommt das RheinischeRecht in Art. 2133
gleich, welcher lautet: „Ei»e erworbeue Hypothek erstreckt sich auf alle au der zur Hypothekge¬
stellte» ««beweglichen Sache erfolgte« Verbesscruugeu."Will um« daher dem Hypothekeu-Gläubigcr
der seiue Hypothek iu dem Verstchcruugslataster uach Vorschrift deS ß. 11 des Reglements hat
vermerken lassen, einen wirksamem Schntz geben, ohne den Versichertenzu sehr zu belästige«, so
erübrigt nur, in dem Reglemeut, welches die Natur ciucs Spezialgesetzesauertanutcr Maße« hat,
das Vorzugsrechtdes eiugetragenc«Hypothekeugläubigcrsauf die Versicheruugsgelderzu übertrage«,
wenu von dem Wiederaufbau iu allcu Fälleu abgesehenwird oder an der Wicdcraufbanpflichtin
dem Falle festzuhalteu,wem, eiugetrageue Hypotheteugläubiger uicht i» die Auszahlung der Vcr-
gütuugsgelder einwillige»uud auch «icht der Nachweis erbracht werde« tonute, daß die Hypotheken
nicht mehr bestehennud somit der Katastcrvermerklö'schmigsfähig ist.

Der Entwurf der ß. 56 uud 58 schließt sich deu beide» Alteruativeu au, da die Zweck¬
mäßigkeitBeider uicht vertauut werde» soll. Die Gelder solle», wem, leine Hypotheken Gläubiger
vorha«de» si»d, einfach biu»eu Mouatsfrist ausgezahlt werdeu. Siud Solche vorhaude»,dauu
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sollen die Vergülungsgelder den Brandbeschädigtenzum Wiederaufbau gegeben uud wenn er uicht
bauen will, den im §. 11 bezeichneten Glälibigern überantwortet werden.

Unter ähnlichenModalitäten ist in dem Reglement der Westphälischen Fcuer-Versichernngö-
Societät die Zwangspfiicht zum Wiederaufbau bereits im Jahre 1858 aufgehobenworden, weil
sie eine lästige Beschränkn««, der freien Disposition über das Eigenthum sei, die der Societät viele
der besseru Versicherungen fernhalte, gegen Brandstiftungen aber nur in sehr seltenenFälleu sich
wirksam erweisen könne. Welche Folgen die Aufhebung des Zwanges in beiden Nucksichten seit¬
dem gehabt hat, hat sich zufolge Mittheilung der Direction der Societät nicht mit Bestimmtheit
feststellen lassen. Thatsache ist aber, daß im Jahre 1871, als der Herr Minister des Iuucru die
Erwägnug augeregt hatte, ob die Aufhebungder Wiederaufbaupflichtzur Vermehrung der Brandt
schaden beigetragenhabe und eventuell dcrcu Wiedereinführung rathsam erscheine, sich nur 8 Amt-
männer für die Wiedereinführung,273 Amtmänner und sämmtlicheLaudräthc sich dagegen erklärt
haben und ebenso die Societäts-Direction und demnächst der WestphälischeProvinzial-Landlag
vom IalM 1872, weil dnrch das Reglement hinreichendeMittel gebotenseien, den schlechten und
gefährlichen Versicheruugen so weit entgegen zn treten, als der für die Societät auch dort
bestehende nnd als Regel aufrecht zn erhaltende Grundsatz der Verpflichtung zur Aufnahme aller
Versicherungen,es zuläßt.

Der ueue 8- 59 soll den Versicherten iu bisheriger Weise gegen Arrestschlagschützen,
wen» er selbst wieder ausbauen will, jedoch nur, sofern er die Rechte der im 8- l l bezeichneten
Hhpothetenglänbigcrnicht dnrch Aufbau auf anderm Terrain tränken will. Zum Aufban auf anderm
Terrain ist daher die Zustimmung der Hhpothckgläubigererfordert, audcrufalls die Auszahlung
der Vergütuugsgelder uach 8. 58 unter Verlust des Rechtes zum Wiederaufbau au die Gläubiger
erfolgt.

8- 62. bestimmt den Modns der Zahlung der Entschädigung im Falle der Versicherte
nach 8. 58 zur Sicherung der Hypothetcngläubigeroder nach 8- 59 den Aufban zn seiner Sicher¬
heit gegen die Hypothekar- oder sonstigen Gläubiger freiwillig wählt in bisheriger Weise mit der
alleinigen Abänderung, daß mir die Zahlung iu drei Raten gewählt ist, um den Versichertender
lästigen Formalitäten der Einholnng der vielfachenAtteste des Bürgermeisters und der mehrfachen
Gelderhebungmöglichst zn überheben.

tz. 63 bestimmtden Zahlnngsmodns, falls aus polizeilichen Rücksichten der Wiederaufbau
uutersagt wird, in derselbe« Weise, wie wenn eingetrageneHhpothekcnglänbigervorhanden sind, der
Beschädigteaber uicht wieder baue» will.

^. 65 hat die Absicht durch Wiederherstellung des alten Paragraphen im Reglement in
dem betreffendenPassns der Societät wieder einen besondern Rendanteu zn geben, nachdemder
Sitz der provinzialständischcn Verwaltung von Eoblenz verlegt ist. Die Rückkehrzur allen Ein¬
richtung bietet bei der nunmehr feststehende» Verschiedenheit des Sitzes der Ecntralverwaltnng von
dem der Soeictät vielfachegeschäftlicheVortheile nnd Vereinfachungen.

t?. ?:; regelt den Bezug vou Reisekosten nnd Diäten der Societäts-Beamten, nachdem die
Verordnung vom 10. Juni 1848 aufgehobenist, nach Maßgabe des neuen Gesetzes für die Staats¬
beamten vom 24. März 18?:'.. Dabei ist es iu augcmcssencrWeise dem Provinzial-Verwaltungs-
rathe vorbehalten worden, den Technikern die Sätze der V. oder VI. Stufe nach Maßgabe der
besondernUmstände uud Ansprüche zu bewilligen.

Die Aenderungdes ß. 75 ist lediglich eiuc Folge davou, daß dem Institut wieder eiu
besondererKafsenbeamtergegeben ist.

Dnrch 8- 78 in der neuen Fassung soll der Austettungömodusfür den Rendanteu, die
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Secretaire und Technik, dein im vorhergehendenß. eulhallenen Modns für die Anstellungdes
Inspcetors angepaßt werden mit der Maßgabe jedoch, daß der Erstere auf längere und sogar auf
Lebenszeitaugestellt,die Letzteren nur auf Kündigungangenommenwerden dürfen. Die Anstellung
ist dem Provinzial^Verwaltnngsrathc ebenso vorbehalten, wie die Entlassung der Letztereuauf
Kündigung, um die Äeamteu nicht lediglich vou der Meinung des Direclors abhängig fein zu
lafsen, nachdemdieselben dies trotz der bisher geübten milden Praxis Seitens der Direction dennoch
stets sehr nnangeuchmempfunden,wiederholt und gegenwärtigwieder um Gewährung einer andern
Stellung nachgesucht haben.

Entsprechend der Neuerung des Z. 78 siud die Bestallnngsausstellungendem Vorsitzenden
des ProvinzialHerwaltuugsraths in 8- 80 zugewiesen.

Im Ucbrigenbedarf der InHall der einzelnenVestimmuugen ciuer weilereu Erläuterung
nicht. Zum bessern Verstäuduisscist die Fassung der aufzuhebenden Paragraphen, um Vergleiche
austeilen zn tonnen, der vorgeschlagenen nencn Fassung gegenübergestellt.

Der PromnMl-Venunltmlgörnth.
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VII. Nachtrag
zum revidirten Reglement für die Rheinische

Provinzial-Feuer-Societät vom 1. September 1852
(Ges.-Samml. S. 653 u. fgd.)

Conf. A, L. 1, uoiu 12. März 1860 Ges.^S. S. 145 u, fg-
2, „ 28. 3)ttobcr18S1Ges.°S. S.817 u. fa.
3. „ 2. Juli 1865 Gcs.S. S. 473 u. fg.
1. „ ».April 1866 Ges.-S. S. 2U3 u. fg.
5. „ 4. Mai 1868 Ges.°S. S. 448 u. fg
6. „ 6. Iauuar 1873.

Art. 1.

Der erste Absatz des 8- 12 und die 88- 5«,
58. 59, 62, «3, 65, 73, 75, 78, 79 und 80
des revidirten Reglements für die Rheinische Pro-
vinzial-Fcucr-Societät vom 1. September 1852
beziehungsweise der Nachträge zu dein Reglement,
werden aufgehoben.

An Stelle derselben treten folgende Ae-
stimmungcn:

ß. 12 erster Absah.
Der Eintritt in die Soeictät mit den davon

abhängigen rechtlichen Wirkungen, sowie die Erhö¬
hung der Versicherungssumme, soweit dieselbe sonst
zulässig ist (8- 2«), kaun zu jeder Zeit geschehen.
Alle -Beiträge, sowohl ordeutlichc als außerordent¬
liche sind aber vom Ansauge desjeuigeu Monats
ab zu zahleu, iu welchem die Versicherung begin¬
ne» resp, erhöht werden soll.

Alte Fassung.

8- 12 erster Absatz.
Der Eintritt in die Societät mit den davon

abhängenden rechtlichen Wirkungen, so wie eine
Erhöhung der Versichcrungssnmmc, so weit solche
sonst zulässig (8- 20), findet regelmäßig und, wenn
nicht eiu Anderes ausdrücklich iu Autrag gebracht
wird, uur eiumal jährlich, uämlich mit dem Tages-
beginn des 1. Januar jede» Jahres statt; doch
ist Beides auch zu jeder audcreu Zeit, Souu
und Feiertage ausgenommen, verstattet, wenn darnm
unter der Verpflichtung, alle Beiträge, sowohl die
ordentlichen als die außerordentlichen, von den:
Aufauge desjeuigeu Monats ab, in welchem die
Versicherung eintreten soll, zu zahleu, nachgesucht
wird.

8- 5«.

Die Zahlung der Vrandcntschädigungögcldcr
au de» -Beschädigte:, geschieht, sofern er den Anspruch
auf den Empfang derselben nicht verloreu hat und

§. 56.

Die Zahlung der Vergüluugsgelder an den
Beschädigten geschieht, sofern er den Anspruch
auf den Empfang derselben nicht verloren haben



Hypothek-Glänbigernach Vorschriftdes ß. 11 im
Societäts-Katasterentweder nicht vermerkt oder für
ihre Forderung nachweislich(§. 11) befriedigt sind
oder die ausdrücklicheEinwilligung zur Auszahlung
der Vcrgntnngsgelder gegeben haben, nach statt«
gehabter Feststellung der Entschädigunginnerhalb
Monatsfrist gegen Quittung des Beschädigten durch
die Soeietätskasseoder die Steuerlasse des Wohn«
orts desselben.

8, 5«.
Sind die im Soeietätslataster eingetragenen

Hypothek-Glänbigerweder nachweislichG. IN
befriedigtund ertheilen auch die ausdrückliche Ein-
willigung in die Auszahlung der Vcrgütnngsgclder
an den Beschädigtennicht, so erfolgt die Zahlung
der Entschädigungsgelderim Interesse der einge¬
tragenen Hypothek-Glänbigerzur Wiederherstellung
der Gebäude (8- 62) oder, falls der Beschädigte
erklärt, das Gebäude nicht wieder herstellenzn
Wolleu, au die im ß. 11 bezeichneten Gläubiger
nach der gesetzlichenRangordnung, sofern hierüber
unter diefen Gläubigern EinVerständniß besteht,
andernfalls nach Feststellung derselben dnrch das
zuständigeGericht.

ß. 59.
Im Falle der Beschädigte, gegen welchen

Hypotheken bestehen, wieder zu bauen erklärt, wer¬
den die Brandcntschädigungögcldcrlediglich zur
Wiederherstellungder Gebäude gezahlt (8- 62).
Kein Gläubiger hat daher das Recht, daraus
wider den Willen des Versicherten seine Befriedi¬
gung zu verlangen und findet kein Arrestschlag
<mf dieselben Statt.

Der Wiederaufbau auf eiuer andern Stelle
darf nur mit Zustimmung der im §. 11 bezeich¬
neten Hypothek-Gläubigergeschehen, welche vor der

möchte, auf seine Erklärung, daß er das beschädigte
Gebäude wieder herstellen »volle, in Viertclraten,
und zwar der ersten Rate gleich nach stattgehabter
Feststellung des Schadens zur "Anschaffung des
erforderlichen Baumaterials, und der folgenden
Raten nach Maßgabe der Wiederherstellungdes
Gebäudes, in allen Fällen auf Atteste des Bürger¬
meisters.

leistet der Beschädigte für die gcuügeude
Verwendung der Vergütung eine von der Direc^
tion als annehmbar erkannte Bürgschaft, so er¬
langt er dadurch auf die foforligc Zahluug des
ganze» Betrages denselben Anspruch.

Auch wird ihm diese ganze Summe gleich
gewährt, wenn er von der Wiederherstellungdes
beschädigtenGebäudes in dem unten uäher an-
gegebeueuWege dispeusirt worden ist nnd leine
hypothekarischen Verpflichtnugcuentgegenstehen.

8- 58.
Wird der Wiederaufbau — falls uichl von

deuisclbeu in vorgeschriebenen:Wege dispeusirt
worden ist — innerhalb 10 Jahren nicht voll¬
führt, fo verliert der Beschädigte sein Ansprnchs-
recht an die noch nicht gezahlten Entschädigungs-
gclder, und fallen dieselben alsdann der Societät
zu. Im Falle ciu nachgewiesenes gesetzliches
Hinderniß dem Wiederaufbau eutgegeusteht, soll
diese Frist von zehn Jahren mit dem Tage an¬
fangen, wo jenes Hinderniß gehoben wird. Die
Societät hat jedoch in keinem Falle Zinsen zu
zahlcu.

8. 59.
Im Falle der Beschädigtewieder zu baueu

erklärt, werden dieBrandvergütnngSgelderlediglich
znr Wiederherstellungder Gebäude gezahlt und hat
daher kein Nealglänbigcr das Recht, daraus wider
den Willen des Versichertenseine Befriedigung
zu verlangen, und findet also auch kein Arrestschlag
anf dieselben statt.

Wird aber von der Wiederherstellungüber
hanpt oder anf der nämlichen Baustelle dispeusirt
(88- 62 nnd 63), so mnß den im 8- 11 bezeich¬
neten Hypothelglänbigerngleichzeitig davon Nach-
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Bauausführung beiznbriugeu ist. Die 2. Rate
der Versicheruugsgeldcrtaun mir nach Beibringung
dieser Zustiiumuug gezahlt werden. Wird die
Zustimmung der vorerwähutenHhpothAGläubigcr
(l>. 1t) zum Wiederausbau an auderer Stelle
uicht erbracht, so erfolgt die Auszahlungdes Eut-
schäoiguugsgelder Restes in der in H. 58 vorge-
schricbenen Weise.

Wird der Wiederaufbau uicht iuuerhalb 10
Iahreu vollführt, so verliert der Beschädigteden
Anspruch auf den Wiederaufbau.

tz- 62.

Will der Vrandbeschädigte, gegen welchen
Hhpotheten bestehen, in einem der in 8- 58 nub
8- 5!) bezeichnete»Fällen das beschädigte oder
zerstörte (Gebäude wieder herstellen,so erfolgt die
Zahlung der Vergütungsgeldcr iu Drittel-Rateu
und zwar der ersten Rate gleich nach der stattge¬
habten Schadensfeststellungzur Anschaffungdes
erforderlichenBaumaterials innerhalb der iu 8. 56
bestimmten Frist und der folgendenRaten nach
Maßgabe der Wiederherstellungdes Gebäudesauf
Attest des Bürgermeisters.

leistet der Beschädigtefür die geuügcudc Vcr-
wenduug der Vergütung eine von der Directiou
als annehmbar erkannte Bürgschaft, so wird die
(5utschädissuugsofort ganz gezahlt.

Ebenso wird die Entschädigungsofort nach
Maßgabe des 8- 58 gezahlt, wenn die Wieder¬
herstellung des abgebrannten Gebäudes entweder
überhaupt oder auf der alteu Stelle aus polizei¬
liche,, Gründen durch die zuständigeKönigl. Re¬
gierung untersagt wird.

ß. 65.
Bei der Directiou werden ein Inspector zur

Unterstützung des Directors, ein Rendant, die
nöthigen Techniker uud Bureaubeamtcu, sowie
Diener «ach dem für die Provinzial Fener-Socic-
täts-Direction uud deren Etat näher zu bestiim
mendeuBedürfnisse angestellt.

richt ertheilt, nnd kaun eine Zahlung an den Ver¬
sicherten keinesfalls eher, als vier Wochennach
Abgang dieser Beuachrichtiguug geleistet werden.
Seine Rechte demgemäß wahrzuuehmcu, bleibt
jedem solchen Gläubiger selbst überlassen.

8. 62.
Iu der Regel hat jeder Associirte,welcher

ei» Gebäude durch Brand verliert, gegen die
Gesellschaft die Verpflichtung, das abgebraunte
Gebäude auf demselben Gruudstücke wieder herzn-
stclleu, uud uur unter dieser Bedingung auf die
Auszahluug der VergütuugsgeldcrAufpruch.Wüuscht
er von dieser Verpflichtung oder überhaupt vom
Wiederaufbau entbunden zu werden, fo hat er
solches unter Auführuug der dafür sprechenden
Gründe dem Bürgermeister zu erklären, die Zu-
stimmuug der ctwaigcu Hhpothctgläubiger oder
nöthigenfalls den Nachweis der Hypothekeufrciheit
bcizubringcu, worauf der Bürgermeister das Ge-
fuch mit feinem uud dem Gutachten des Samutt-
gcmciudcraths der Regieruug vorzulegen hat,
welcher die schließliche Entscheidung über dasselbe
zusteht.

§. 63.
Auch sind Unsere Regierungen befugt, die

Wiederherstellung eines abgebrannte« Gebäudes
entwederüberhaupt ober auf der alteu Baustelle
aus polizeilichenRücksichten zu uutersageu, und
iu diesem Falle darf dem Beschädigtendie Ver-
gütuug, so weit sie ihm sonst gebührt, nicht vor¬
enthalten werden.

8- 65 gemäß Allerh. Erlaß vom 6. Januar 1873.
Bei der Directiou werdeu ein Inspector zur

Unterstützuug dcS Provinzial - Feuer - Societäts
Directors, die nöthigen Techniker uud Bureau-
beamteu, sowie Diener nach dem für die Pro-
viuzial - Feucr-Socictäts Directiou in deren Etat
näher zu bestimmenden Bedürfnisse angestellt.
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Zur Bestreitung des Bureau- und Kanzlei-
Aufwandes und der Ausgaben fiir die obere Lei¬
tung der Geschäfte durch den Provinzial-Verwal-
tungsrath ist aus Societätsfonds alljährlich ein
Vcrwaltnngs-Kostenbeitragan die provinzialstän-
discheCentral-Verwallungzu zahlen, welcher dnrch
den Provinzial-Landtag festzustellen, nach Bedürf¬
niß neu zn reguliren und in dem Etat der Societät
vorzusehen ist.

s. ?3,
Reisekostenund Diäten werden nach Maß¬

gabe des Gesetzes für die Staatsbeamten vom 24.
März 1873 (Ges.-S. S. 122) liquidirt und zwar
vom Dircctor und Inspector nach Nummero IV.
des ß. 1 derselben,von den angenommenen Tech¬
nikern nach Nummero V. und VI. nach Beschluß¬
fassung des Provinzial-Verwaltungsraths.

8- ?5.
Der Provinzial-Feuer-Societäts-Kassen-Ren-

dant hat eine Caution von 3000 Thlrn. Preu¬
ßisch Courant in öffentlichen inländischenEffecten,
welche außer Cours gesetzt worden, zu bestellen.
Das Cautions-Instrument ist, nebst den Effecten
bei der Provinzial-Hülfskasseaufzubewahren.

Die Caution der Elementar-Steuer-Erhebersoll
so abgemessenund regulirt werden, daß sie für
sämmtliche ihnen anvertrauten Nebenfonds und
alfo auch für die Feuer-Socictäts-Veiträge mit¬
haftet.

8- 78.
Die Anstellung des Rendanten und der Secre-

taire und Techniker erfolgt auf Vorschlag der
Societätsdirection durch den Provinzial-Nerwal-
tungsrath und kann definitiv auf Zeit oder Lebens¬
zeit stattfinden.

Die Fnnctionen der Feuer-Societät« - Kasse
werden durch den ständischenKassen - Rendanten
geübt.

Die Fonds der Rheinischen Provinzial-Feuer-
Societät sind von dem übrigen dnrch die provin«
zialständische Verwaltung administrirten Vermögen
gesondert zu halten.

Zur Bestreitung des Bureau- und Kanzlei-
Aufwandes und der Ausgabenfür die obere Leitung
der Geschäfte durch den Provinzial-Verwaltungs-
rath, sowie für die Kassenverwaltung ist aus
Societäts-Fondö alljährlich ein Verwaltungökosten-
beitrag an die provinzialständischeCentralverwal-
tung zu zahlen, welcher dnrch den Provinzial-
Lcmdtag festzusetzen,nach Bedürfniß neu zu regn-
liren und in dem Etat der Societät vorzusehen ist.

8- 73.
Reisekostenund Reise-Diäten werden nach

Maßgabe der Verordnung vom 10. Inni 1848
liquidirt.

8. ?5.
Der ständische Kassen-Rendcmt hat als Pro-

vinzial -Feuer - Societäts-Kassen - Rendant eine be¬
sondere Caution von 3000 Thalern Preußisch
Courant in öffentlichen inländischen Effekten, welche
außer Cours gesetzt worden, zu bestellen. Das
Cautions-Instrument ist nebst den Effekten bei
der Provinzial-Hülfskasseaufzubewahren.

Die Caution der Elementar-Steuer-Erheber
soll so abgemessenund regulirt werden, daß sie
für sämmtliche ihnen anvertrauten Nebenfonds
nnd also auch für die Feuer - Societäts - Beiträge
mithaftet.

§. ?8.
Die Anstellung der Bureau - Beamten und

Diener (ß. 65) bleibt innerhalb der durch den
Etat festgestellten Schranken dem Provinzial-
Director überlassen.

48
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Die Anstellung der übrige« Beamten und
Diener erfolgt auf Kündigung und bleibt innerhalb
der durch den Etat festgestelltenSchranken dem
Feuer-Societätsdirector überlassen. Die Entlassung
resp. Kündigung darf iu allen Fällen nur nach
eingeholter Zustimmung des Provinzial-Verwal-
tungsraths geschehen,sofern die Beamten eine
etatsmäßige Stelle einnehmen,

§. 79.
Der Provinzial-Fcuer-Societäts-Director,In-

spector, Rendant, die Sccretaire und Techniker,
welche definitiv angestellt sind, werden iu Bezie-
huug auf die mit ihrem Amtsverhältuisse verbun¬
denen allgemeinen Rechte und Pflichten nach den
für die übrigen provinzialständischen Beamten gel¬
tenden Bestimmungenbehandelt.

8- 80.
Nur die Bestallung des Proviuzial-Feuer-

Societäts-Directors wird von dem Minister des
Innern unmittelbar ausgefertigt uud contrasiguirt
und von Uns höchstselbst vollzogen. Die Bestal¬
lungen des Inspektors, des Reudautcu, der Sccre¬
taire und Technikerwerden von dem Vorsitzenden
des Proviuzial-Vcrwaltungsraths, die Bestallungen
der übrigen Beamten von dem Feuer-Societäts-
Director ausgefertigt und vollzogen.

Art. 2.

Der Zeitpunkt, mit welchem der vorstehende
Nachtrag in Kraft tritt, wirb von dem Oberprä¬
sidenten der Rheinprovinz festgesetztund mit dem¬
selben durch die Amtsblätter der Provinz bekannt
zenmcht.

3- ?9.
Der Provinzial-Director, Inspector und

Rendant sind in Beziehung auf die mit ihrem
Amtsverhältuiß verbundenen allgemeinen Rechte
nnd Pflichten nach den für Unsere unmittelbaren
Staats-Beamten vorhandenen gesetzlichen Bor¬
schriften zu beurtheilen; alle anderen Vüreau-
Beamteu und Diener werden auf Kündigung an¬
gestellt,so daß sie der Provinzial-Feuer-Societäts-
Direktor uach gehörig geschehener Kündigung be¬
liebig wieder entlassenkaun.

8. 80.
Nur die Bestallung des Provinziell-Feuer-

Socictäts-Dircctors wird von dem Minister des
Innern unmittelbar ausgefertigt und contrasiguirt,
und von Uns höchstselbst vollzogen. Die Be¬
stallungen des Proviuzial-Fcuer-Societäts-Iuspcc-
tors und Proviuzial-Kassen-Rendcmtenwerden von
dem Vorsitzenden des Provinzial-Verwaltuugsraths
die Bestallungen der übrigen Beamten von dem
Provinzial - Feuer - Societäts - Director ausgefertigt
und vollzogen.
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